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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1668/09
von Umberto Guidoni (GUE/NGL), Roberto Musacchio (GUE/NGL), Claudio Fava (PSE), Monica 
Frassoni (Verts/ALE), Pia Elda Locatelli (PSE), Giulietto Chiesa (PSE), Giusto Catania (GUE/NGL), 
Vittorio Agnoletto (GUE/NGL), Luisa Morgantini (GUE/NGL), Giovanni Berlinguer (PSE), Vincenzo 
Aita (GUE/NGL) und Pasqualina Napoletano (PSE)
an die Kommission

Betrifft: Der Fall Europa 7

Im Verfahren C-380/05 hat der Europäische Gerichtshof am 31. Januar 2008 zugunsten von Europa 7 
entschieden, dass das italienische System der Zuteilung von Sendefrequenzen nicht dem Prinzip des 
freien Dienstleistungsverkehrs entspricht und nicht auf objektiven, diskriminierungsfreien, 
angemessenen und transparenten Kriterien beruht. Das Urteil folgte einem 
Vertragsverletzungsverfahren, dass im Jahr 2006 entsprechend Artikel 226 EGV von der 
europäischen Kommission gegen Italien eingeleitet wurde.

Die italienische Regierung konnte in dieser ungünstigen Situation bisher noch keine Abhilfe schaffen.

Obwohl das italienische Ministerium für Kommunikation Europa 7 den Frequenzkanal 8 zugewiesen 
hat – welcher dank der Umstellung einiger Repeater von Rai Uno frei wurde – kann der Sender auch 
weiterhin nicht übertragen. Dafür sind insbesondere zwei Faktoren verantwortlich.

Zum einen, so stellte Europa 7 in einem Brief an die EU-Kommissarin Reding fest, wird durch den 
einen Kanal, der dem Sender am 11. Dezember 2008 zugewiesen wurde, „keine Abdeckung von 
80 % des Gebietes, 95 % der Bevölkerung und allen Provinzhauptstädten garantiert, wie es Europa 7 
laut der Sendelizenz, die im Jahr 1999 erteilt wurde, zustand und noch immer zusteht“.

Zweitens werden die Frequenzen, die von Rai Uno freigegeben wurden und nun theoretisch Europa 7 
zur Verfügung stehen, jetzt von einer Radiogruppe beansprucht, die sich an das Landgericht 
Tribunale Amministrativo Regionale der Region Latium gewandt hat, wodurch die Nutzung der 
Frequenzen beeinträchtigt wurde.

Ist die Kommission angesichts dieser Tatsachen nicht der Ansicht, dass sie bei der italienischen 
Regierung unbedingt einschreiten muss, damit es zu einer korrekten Umsetzung der Entscheidungen 
des Gerichtshofs kommt und damit die Grundregeln wieder respektiert werden, die die 
Medienlandschaft jedes EU-Mitgliedstaates bestimmen, aber anscheinend für Italien nicht gelten?


